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1
Die gesamtwirtschaftliche
Verteilung

1.1 DIE LOHNQUOTE

Der 2007 noch anhaltende Aufschwung
und die damit einhergehenden Einkom-
mens- und Beschäftigungszuwächse haben
sich nicht in einem steigenden Anteil der
„Arbeit“ am Volkseinkommen niederge-
schlagen. Im Gegenteil: Da die Einkommen
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen
erneut deutlich schneller gestiegen sind als
die Löhne, sinkt die Bruttolohnquote 2007
abermals auf ein historisches Tief seit den
1970er Jahren. Und sie wird diesen seit dem
Gipfel des vorangegangenen Aufschwungs
im Jahr 2000 anhaltenden Trend wahr-
scheinlich auch 2008 fortsetzen, wie es die
empirischen Ergebnisse der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) für
das erste Halbjahr des laufenden Jahres na-
helegen (Tabelle 1). Trotz durchaus ansehn-
licher Tariferhöhungen (Bispinck 2008)
sind die effektiven Lohnerhöhungen im
Jahr 2007 und in den ersten Monaten 2008
deutlich geringer ausgefallen. Und der An-
stieg der Beschäftigung ist wegen seines
großen Anteils an prekären Beschäftigungs-
formen und des generell weiter wachsen-
den Niedriglohnsektors auch kein Quoten
treibender Faktor geworden.

Eine nicht ganz so kontinuierliche Ab-
wärtsentwicklung zeigt – auf deutlich tie-
ferem Niveau – die Nettolohnquote (Tabel-
le 2), gleich ob in Bezug zum Volkseinkom-
men bzw. zum gesamten Nachfragepoten-
zial (Tabelle 2, Spalte B) oder in Bezug zum
verfügbaren Einkommen aller privaten
Haushalte (Spalte A). Die wesentlichen Er-

steuerlast mit 18,6 % bereits den Wert von
2001, trotz zwischenzeitlich erfolgter Steuer-
reform. Die unter der letzten Bundesre-
gierung einigermaßen stabil gehaltenen
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Den bis vor Kurzem andauernden Aufschwung verbuchte die Politik als ihren Erfolg – ungeachtet des maßgeblichen Anteils, den jen-
seits nationaler Steuerung der florierende Weltmarkt am Wirtschafts- und Beschäftigungswachstum hatte. Und sie verschloss gänzlich
die Augen davor, dass es ihr trotz einer wirtschaftlichen Prosperitätsphase nicht gelungen ist, den seit Jahren zu beobachtenden Trend
zunehmender sozialer Ungleichheit zu stoppen. Erst recht konnte sie ihn nicht umkehren. Im Gegenteil: Neoliberale Politikkonzepte
verschärften die Einkommensungleichheit und belasteten das Wachstum. Dass nunmehr die Weltfinanzkrise zur Abkehr vom Neo-
liberalismus führt, ist derzeit nicht mehr als eine äußerst vage Hoffnung.

klärungsfaktoren liefert Tabelle 3, in der
sich politische Entscheidungen zur Abga-
benbelastung der Bruttolöhne niederschla-
gen. Die unter Rot-Grün vorübergehend
gesunkene Steuerlast steigt im Jahr 2007 –
und bis heute – wieder an, weil sich stei-
gende Bruttolöhne automatisch wegen der
am Nominalwert orientierten Steuerpro-
gression in höheren Durchschnittsbelas-
tungen niederschlagen. Im ersten Halbjahr
2008 beträgt die durchschnittliche Lohn-
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Tabelle 1: Bruttolohn- und -gewinnquote in Deutschland. 
Das volkswirtschaftliche Einkommen aller Sektoren vor der 
öffentlichen Umverteilung

Volks- Tatsächliche Tatsächliche Arbeitnehmerquote4) Struktur-
einkommen Bruttolohn- Bruttogewinn- bereinigte 

quote3) quote Bruttolohn-
quote5)

Mrd. € % % % Index6) %
– alte Bundesländer1) –

1960 122,8 60,1 39,9 77,2 92,5 65,0
1970 274,7 67,3 32,7 83,4 100,0 67,3
1980 591,0 75,2 24,8 88,3 105,9 71,0
1990 987,2 69,8 30,2 89,6 107.4 65,0
1991 1.065,4 70,0 30,0 89,6 107,4 65,2

– alte und neue Bundesländer2) –
1991 1.192,6 71,0 29,0 90,9 100,0 71,0
1995 1.397,2 71,4 28,6 90,0 99,0 72,1
1996 1.417,7 71,0 29,0 90,0 99,9 71,7
1997 1.438,6 70,3 29,7 89,8 98,8 71,2
1998 1.466,1 70,4 29,6 89,8 97,8 72,0
1999 1.487,3 71,2 28,8 90,0 99,0 71,9
2000 1.524,4 72,2 27,8 90,0 99,0 72,9
2001 1.560,9 71,8 28,2 89,9 98,9 72,6
2002 1.576,1 71,6 28,4 89,8 98,8 72,5
2003 1.600,0 70,8 29,2 89,5 98,5 71,9
2004 1.672,3 68,0 32,0 89,1 98,0 69,4
20057) 1.696,7 66,6 33,4 88,8 97,7 68,2
20067) 1.765,6 65,1 34,9 88,8 97,7 66,6
20077) 1.827,1 64,8 35,2 88,8 97,7 66,3
2008 1Hj.7) 913,9 63,7 36,3 88,8 97,7 65,2
1) Angaben für 1960 nach dem aufgegebenen deutschen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen, ab 1970 nach dem –
für Westdeutschland zurückgerechneten – Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG). – 2) Angaben 
auf Basis des ESVG. – 3) Anteil des Bruttoeinkommens aus unselbstständiger Arbeit (im ESVG: des Arbeitnehmerentgelts) ein-
schließlich der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung am Volkseinkommen. – 4) Anteil der beschäftigten Arbeitnehmer an den
Erwerbstätigen (Inland). – 5) Bereinigt vom Einfluss, der sich aus der Änderung der Erwerbstätigenstruktur ergibt. Die Arbeitneh-
merquote des Jahres 1970 bzw. 1991 wird über alle Jahre hinweg konstant gehalten. – 6) Für die alten Bundesländer 1970 = 100,
für Deutschland 1991 = 100. – 7) Vorläufiges Ergebnis.

Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 
(Fachserie 18, Stand: Aug. 2008a). – Berechnungen des Autors.
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Sozialversicherungsbeiträge steigen seit ei-
nigen Jahren gleichfalls relativ kontinuier-
lich wieder an. 2006 wurde erstmals die
17 %-Marke überschritten – und auch 2007
nicht verlassen. Im Jahr 2008 geht der An-
stieg weiter, weil der Senkung des Beitrags
zur Arbeitslosenversicherung ab Jahresan-
fang von 4,2 % auf 3,3 % offenbar über-
kompensierende Beitragserhöhungen in der
Krankenversicherung gegenüberstehen.

Tatsächlich nehmen zuletzt auch wie-
der die durchschnittlichen direkten Steuer-
lasten auf Gewinn- und Vermögensein-
kommen zu: auf ein seit Langem nicht
mehr erreichtes, wenn auch nach wie vor
einstelliges, Niveau, das weniger als die
Hälfte der durchschnittlichen Lohnsteuer-
last ausmacht (Tabelle 3). Aber dieser An-
stieg verhindert nicht, dass die Nettoge-
winnquote – wie ebenfalls die Bruttoge-
winnquote – weiter wächst auf ein ebenfalls
historisches Hoch. Bemerkenswert ist übri-
gens auch, dass der beobachtbare Abgaben-
anstieg bei den Löhnen nicht mit einem
Anstieg der Nettoquote monetärer Sozial-
leistungen zusammenfällt (Tabelle 2). Die
Nettoleistungsquote sinkt sogar in den
letzten Jahren einschließlich 2007 und ver-
stärkt damit neben der sinkenden Lohn-
quote die Schwäche der Massenkaufkraft.

1.2 DIE GEWINNQUOTE

Aus der Entwicklung der gesamten Ge-
winnquote kann bekanntlich nicht ohne
Weiteres auf die Teilmenge der Unterneh-
mensgewinne geschlossen werden. Deshalb
ist eine Komponentenzerlegung der ge-
samtwirtschaftlichen Gewinn- und Vermö-
genseinkommen sinnvoll, wie sie z. B. das
Statistische Bundesamt für die Gewinne im
eigentlichen Sinne vorgenommen hat
(Schwarz 2008, S 201ff.). Sie zeigt, dass die
Bruttogewinnentwicklung der Kapitalge-
sellschaften im VGR-Sinn seit 1991 die
kräftigste war (Abbildung 1). Insbesondere
der Gewinn der „Nichtfinanziellen Kapi-
talgesellschaften“ im VGR-Sinn – gemeint
sind die Produktionsunternehmen – ragt
darunter hervor, weil er im beobachteten
Zeitraum bis 2007 kontinuierlich und seit
2003 sogar steil ansteigt. Weniger konti-
nuierlich und weniger kräftig folgt die po-
sitive Gewinnentwicklung der „Finanziel-
len Kapitalgesellschaften“, also vor allem
der Banken und Versicherungen. Als fast
stagnierend kann man dagegen im Durch-
schnitt des Zeitraums von 1991 bis 2007 die
Bruttogewinnentwicklung der Selbststän-

digen und Einzelunternehmer im Rahmen
des Sektors Private Haushalte bezeichnen.

Diese unterschiedlichen Entwicklun-
gen schlagen sich in entsprechenden Ge-
winnniveaus und korrespondierenden Ge-
wichten innerhalb des gesamtwirtschaftli-
chen Rahmens nieder: Die Gewinne der
Produktionsgesellschaften machen laut

Statistischem Bundesamt an den gesamt-
wirtschaftlichen Gewinnen 2007 einen
kräftig gestiegenen Anteil von knapp 63 %
aus, der Mitte der 1990er Jahre noch unter
50 % (!) lag. Dagegen ist der Anteil der im
Sektor Private Haushalte entstandenen Ge-
winne (einschließlich der von privater
Wohnungsvermietung und von privaten

Tabelle 2: Nettolohn- und -gewinnquote in Deutschland1) 2)

Einkommen der privaten Haushalte nach öffentlicher Umverteilung 
– in % – */**
Jahr Nettolohnquote 3) Nettoquote monetäre Nettogewinnquote 5)

Sozialleistungen4)

A* B** A* B** A* B**

– alte Bundesländer –1)

1960 55,8 43,7 20,9 16,4 24,4 19,1
1970 55,7 44,4 21,2 16,9 25,9 20,6
1980 52,7 43,8 26,2 21,8 24,3 20,2
1990 48,5 38,5 24,8 19,7 29,7 23,6

– alte und neue Bundesländer –2)

1991 48,1 40,3 21,8 18,3 29,8 25,0
1995 44,5 37,9 23,8 20,2 31,2 26,6
1996 43,4 37,1 25,3 21,6 30,9 26,4
1997 42,0 36,0 25,4 21,8 32,1 27,5
1998 42,3 36,1 25,5 21,8 31,8 27,2
1999 42,6 36,8 25,7 22,2 31,2 27,0
2000 43,1 37,4 25,7 22,3 30,8 26,7
2001 42,9 37,8 25,8 22,7 31,0 27,3
2002 42,7 37,6 26,5 23,3 30,4 26,7
2003 41,6 36,8 26,8 23,6 31,2 27,5
2004 42,0 36,1 26,3 22,6 31,3 26,8
20056) 41,2 35,5 25,9 22,3 32,6 28,1
20066) 40,6 34,3 25,3 21,4 33,7 28,5
20076) 41,2 34,1 24,6 20,4 34,0 28,2
2008 1.Hj.6) 39,3 33,0 24,4 20,5 35,8 30,1
* In % des verfügbaren Einkommens aller privaten Haushalte nach der öffentlichen Umverteilung (Spalte A).
** In % des Volkseinkommens aller Sektoren vor der öffentlichen Umverteilung gemäß Tabelle 1 (Spalte B).
1) Bis 1990: Angaben nach dem aufgegebenen System der deutschen Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (dVGR). – 
2) Ab 1991: Angaben auf Basis des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG) und der Datenrevision
zurück bis 1991. – 3) Nach Abzug von Lohnsteuer und Sozialabgaben. – 4) Im ESVG: Empfangene monetäre Sozialleistungen und
übrige laufende Transfers von Staat und anderen Sektoren (ohne Schadensversicherungsleistungen) abzüglich: Lohnsteuer auf 
Pensionen, Sozialbeiträge des Staates für Empfänger sozialer Leistungen, Eigenbeiträge der Empfänger sozialer Leistungen, ver-
brauchsnahe Steuern und Verwaltungsgebühren. – 5) Diese Kategorie wird vom Statistischen Bundesamt nicht explizit ausgewie-
sen: Betriebsüberschuss/Selbstständigeneinkommen plus saldierte Vermögenseinkommen, abzüglich: direkte Steuern sowie
Sozialbeiträge auf private Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen (direkte Steuern: veranlagte Einkommensteuer,
nicht veranlagte Steuer vom Ertrag, Vermögensteuer). – 6) Vorläufiges Ergebnis.

Quelle: Statistisches Bundesamt 2008a (Fachserie 18, Stand: Aug. 2008). – 
Berechnungen des Autors.
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Organisationen ohne Erwerbszweck) von
rund 38 % des gesamtwirtschaftlichen Ge-
winns auf knapp 22 % im Jahr 2007 gesun-
ken. Der Gewinnanteil von Banken, Versi-
cherungen und Ähnlichem am gesamt-
wirtschaftlichen Gewinn schwankt seit
1991 zwischen 12 % und 16 %.

Eine Netto-Analyse der Gewinne nimmt
das Statistische Bundesamt nicht vor, weil
es dazu in der VGR an Zurechenbarkeit von
entsprechenden direkten Steuern fehlt. Al-
lein die direkten Steuern der Kapitalgesell-
schaften im engeren Sinne (AGs, GmbHs)
werden in der VGR ausgewiesen und ver-
mitteln immerhin starke Indizien für die
Netto-Ebene, die in früheren WSI-Vertei-
lungsberichten schon zur Schätzung der
Nettogewinne aller Produktionsunterneh-
men genutzt wurde. Die aktuellen Netto-
gewinne dürften sich angesichts der gerade
vollzogenen Unternehmensteuerreform je-
denfalls noch besser als die Bruttogewinne
entwickelt haben.

Bestätigt wird die außerordentlich po-
sitive Gewinnentwicklung auch von den
Analysen der Deutschen Bundesbank
(2007) auf Basis von Bilanzstatistiken, die
bei den Produktionsunternehmen einen
noch größeren Kreis als in der VGR abbil-
den und dabei zugleich Daten zum einzel-
wirtschaftlichen Gewinn, zu Abschreibun-

gen und zu anderen betriebseigenen wie
fremdfinanzierten Mittelzuflüssen liefern.
Die zuletzt verfügbare entsprechende Bun-
desbank-Analyse vom Dezember 2007 be-
zieht sich allerdings noch auf das Jahr 2006.
Danach ist vor allem der selbst erwirt-
schaftete Mittelzufluss erneut kräftig ge-
stiegen: das Jahresergebnis vor Gewinn-
steuern ist um 12,5 % gewachsen, das ge-
samte interne Mittelaufkommen sogar um
15,5 %; die Umsatzrendite stieg auf das
höchste Niveau seit 1997; der gesamte 
Mittelzufluss einschließlich Außenfinan-
zierung durch Kredite, Neuemissionen 
u.Ä. nahm sogar um 34 % zu. Problema-
tisch bleibt dagegen die Mittelverwendung
(S. 43f.): „Fast neun Zehntel des zusätzli-
chen Mittelaufkommens flossen 2006 in
die Geldvermögensbildung und (nur) gut
ein Zehntel in den Aufbau von Sachvermö-
gen. Die schon seit Längerem zu beobach-
tende tendenzielle Gewichtsverlagerung
hin zu den finanziellen Vermögensformen
hat sich somit beschleunigt fortgesetzt“.
Das dürfte insgesamt auch (noch) für das
Jahr 2007 Bestand haben.

1.3 LÖHNE IM VERGLEICH

Die oben betrachtete Lohnquote wird zur
Veranschaulichung häufig auch als durch-

schnittlicher pro Kopf-Betrag der Beschäf-
tigten dargestellt.Aber diese Durchschnitts-
betrachtung hat immer engere Grenzen an-
gesichts einer erheblichen Streuung der
Einkommen – und dahinter stehender Be-
schäftigungsverhältnisse. So schließt die
VGR z. B. auch die Löhne von Ein-Euro-
Jobs ein. Umso erfreulicher ist, dass die seit
Anfang 2007 wirksame Erweiterung der
Verdienststatistik des Statistisches Bundes-
amtes dieser Heterogenisierung Rechnung
trägt und aussagefähigere Lohndurch-
schnitte für die drei Beschäftigungsverhält-
nisse Vollzeit, Teilzeit (ohne Minijobs) so-
wie Minijobs ausweist;1 bis 2006 stellte die
„alte“ Verdienststatistik nur die Durch-
schnittslöhne für Vollzeitbeschäftigte dar.
Noch zuverlässiger sind die von der „neuen“
Verdienststatistik nachgewiesenen Löhne,
weil sie im Gegensatz zur „alten“ jetzt fast
alle Dienstleistungsbereiche einschließt.2

Es werden auch die durchschnittlichen Ar-
beitszeiten der jeweils abgebildeten Be-
schäftigungsverhältnisse erhoben, sodass
vom Statistischen Bundesamt neben den
Monatslöhnen ebenfalls Stundenlöhne
(außer bei den Minijobs) explizit berechnet
werden. Der einzige Nachteil ist, dass die
Verdiensterhebung auf Betriebe über zehn
Beschäftigte – in wenigen Bereichen über
fünf Beschäftigte – beschränkt wird, was
den ausgewiesenen Durchschnittslohn
eher überschätzen und die angegebene He-
terogenität des Beschäftigtenstatus unter-
schätzen dürfte. Denn in den nicht erfass-
ten kleinen Betrieben wird nach aller Er-
kenntnis nicht nur generell schlechter be-
zahlt; dort dürften auch, insbesondere im
Einzelhandel, in der Gastronomie und an-
deren Dienstleistungen, höhere Anteile der
Minijobs in der Beschäftigungsstruktur zu
finden sein.

Die prinzipiellen Informationsvorteile
der neuen Verdienststatistik gehen hier aus
den Tabellen 4 und 5 für jeweils West- und
Ostdeutschland hervor; sie ersetzen in Zu-
kunft die in diesem Bericht bisher benutz-
ten Standardtabellen 5 und 6 („Gesamt-
wirtschaftliche bzw. VGR-Arbeitseinkom-
men“ und „Effektive Arbeitseinkommen
von Vollzeitbeschäftigten…“ Schäfer 2007).
Der Vergleich dieser Durchschnittslöhne
für Vollzeit, Teilzeit und Minijobs mit dem

1 Auszubildende werden nicht mitgezählt.
2 Außer „Öffentliche Verwaltung“, „Verteidigung“,

„Sozialversicherung“, „Private Haushalte“, „Land-
und Forstwirtschaft“, „Fischerei und Fischzucht“.

Tabelle 3: Abgabenbelastung von Arbeits- und Kapitaleinkommen 
der privaten Haushalte in Deutschland – in % –1)

Jahr Lohnsteuer- Beitragsbelastung Belastung durch Belastung durch
belastung der der Bruttolöhne direkte Steuern2) Sozialbeiträge auf

Bruttolöhne und und -gehälter auf Gewinn- und Gewinn- und 
-gehälter Vermögens- Vermögens-

einkommen einkommen
– alte Bundesländer –

1960 6,3 9,4 20,0 3,0
1970 11,8 10,7 16,1 2,9
1980 15,8 12,8 15,3 3,9
1990 16,2 14,2 9,8 3,0

– alte und neue Bundesländer –
1991 16,3 14,3 8,1 3,1
1995 18,7 15,6 4,9 3,5
1996 19,3 16,0 4,2 4,0
1997 19,5 16,8 3,4 3,7
1998 19,5 16,6 4,7 3,6
1999 19,6 16,4 6,2 3,5
2000 19,4 16,1 7,7 3,5
2001 18,6 16,0 7,7 3,4
2002 18,7 16,1 6,7 3,4
2003 18,7 16,4 5,6 3,2
2004 17,5 16,5 5,4 3,2
20053) 17,2 16,7 5,9 2,9
20063) 17,5 17,2 7,1 2,8
20073) 17,9 17,1 8,3 2,7
2008 1.Hj.3) 18,6 17,5 9,0 2,4
1) In % der jeweiligen Bruttoeinkommen. Berechnet aus einer Langfassung der Tabelle 2. – 2) Veranlagte Einkommensteuer; 
nicht veranlagte Steuer vom Ertrag; Vermögensteuer. – 3) Vorläufiges Ergebnis.

Quelle: Statistisches Bundesamt 2008a (Fachserie 18, Stand: Aug. 2008). – 
Berechnungen des Autors.



590 WSI Mitteilungen 11+12/2008

zwar „nur“ ein Viertel, aber mit stark stei-
gender Tendenz. Zwar gehört – wie das Sta-
tistische Bundesamt bei der Gelegenheit
betont hat – nicht jeder atypische Job zu
den prekären Lohnbereichen. Aber die Be-
tonung müsste eigentlich lauten: Der
prekäre Lohnbereich ist inzwischen auch
im Vollzeitverhältnis, oder besser: im Nor-
malarbeitsverhältnis, angekommen. Inso-
fern ist die zunehmende Einkommens-

zwischen West und Ost (z. B. bei Vollzeit
von 33,5 % (!) in der Industrie zulasten der
neuen Bundesländer)4 und zwischen den
Geschlechtern (z. B. in Westdeutschland
von über 20 % zuungunsten der Frauen).
Bekanntlich gehen die genannten Differen-
zen nicht alle, aber doch zu einem erhebli-
chen Teil, auf Einkommensdiskriminie-
rung zurück – die bei Frauen sogar eine
mehrfache sein kann, wenn sie z. B. in Ost-
deutschland oder in Dienstleistungen oder
Teilzeit beschäftigt sind.5

Insgesamt vermitteln die Tabellen 4 
und 5, wie stark die gesamtwirtschaftlich
aggregierte Lohnebene von Lohnunter-
schieden zwischen Beschäftigungsverhält-
nissen, Geschlechtern und Großregionen
in West- und Ostdeutschland hinterlegt ist.
Immerhin gehört inzwischen laut Ver-
dienststatistik rund ein Drittel aller Be-
schäftigungsverhältnisse zum atypischen
Bereich (dort eng definiert als Teilzeit- und
Minijobs). Laut Mikrozensus und einer
entsprechenden aktuellen Auswertung des
Statistischen Bundesamtes (2008c) ist es

gesamtwirtschaftlichen Lohndurchschnitt
auf VGR-Basis erfolgt nachrichtlich am
Schluss beider Tabellen. Sie beziehen sich
wegen der geschilderten Änderung in der
Verdienststatistik verständlicherweise vor-
erst nur auf das Jahr 2007; die Berechnung
von jährlichen Veränderungsraten wird
erst im nächsten Verteilungsbericht (er-
scheint im November 2009) mit dem mög-
lichen Vergleich von 2007 und 2008 sinn-
voll.3

Trotz dieser Einschränkungen enthal-
ten die Tabellen einige prägnante Botschaf-
ten, insbesondere angesichts regional diffe-
rierender Wochenstundenzahlen auf Basis
der aussagefähigeren Stundenlöhne: Man
erkennt beim Vergleich einzelner Ver-
dienst-Merkmale in den Tabellen große –
und teilweise nicht gerechtfertigte – durch-
schnittliche „Lohnlücken“: zwischen den
Wirtschaftsbereichen (z. B. im Westen zwi-
schen Industrie und Dienstleistungen von
fast 10 % zulasten Letzterer); zwischen
Vollzeit und Teilzeit (z. B. im Westen und
Osten von über 20 % zulasten der Teilzeit);

3 Zu Entwicklungsvergleichen gesamtwirtschaftli-
cher Lohndurchschnitte brutto und real siehe 
zuletzt ausführlich z. B. Logeay/Zwiener 2008,
Gisecke/Verwiebe 2008 und – auch im EU-Rah-
men – Schulten 2008, die alle zu einem für die
Lohnempfänger „mageren“ Ergebnis über die
letzten Jahre kommen.

4 Die „alte“ Verdienststatistik konnte auf der Basis
von Monatsverdiensten „nur“ eine Verdienstlücke
in Ostdeutschland von 25 % im Jahr 2006 ge-
genüber dem West-Niveau erkennen.

5 Zu eingehenden jüngsten Analysen geschlechts-
spezifischer Verdienste auf teilweise mikroökono-
mischer Basis siehe z. B. Schuler 2008; Busch/Holst
2008.

Tabelle 4: Monatsdurchschnittliche Arbeitseinkommen in Westdeutschland 2007 (brutto) – 
Ergebnisse der neuen Verdienststatistik1)

Wirtschaftsbereich/ Anteil der Wochen- Monatsverdienst Monats- Stundenverdienst
Beschäftigungsverhältnis Beschäftigten2) arbeitsstunden3) ohne Sonder- Sonderzahlung4) ohne Sonderz. mit Sonderz.

zahlungen
% % Euro Euro Euro Euro

Produzierendes Gewerbe
alle 31,1 38,3 3.256 410 19,55 22,01

Vollzeit Männer 25,8 38,5 3.383 430 20,24 22,81
Frauen 5,3 37,7 2.647 314 16,16 18,07
alle 2,5 23,4 1.574 172 15,48 17,18

Teilzeit Männer 0,4 24,9 1.895 226 17,51 19,60
Frauen 2,1 23,1 1.518 163 15,10 16,72
alle 2,7 – 282 – – –

Minijob3)4) Männer 1,0 – 272 – – –
Frauen 1,7 – 288 – – –

Dienstleistungen
alle 36,6 39,0 3.027 351 17,86 19,92

Vollzeit Männer 22,7 39,3 3.299 417 19,30 21,74
Frauen 13,9 38,5 2.584 243 15,44 16,89
alle 15,4 23,2 1.420 111 14,10 15,21

Teilzeit Männer 2,4 23,9 1.467 101 14,14 15,11
Frauen 13,0 23,0 1.412 113 14,10 15,22
alle 11,8 – 271 – – –

Minijob3) 4) Männer 4,0 – 263 – – –
Frauen 7,8 – 275 – – –

Insgesamt
Westdeutschland 100,0 35,5 2.415 324 18,03 20,14
Deutschland – 35,7 2.345 299 17,31 19,24
Zum Vergleich VGR5)

Westdeutschland VGR5) 85,6 2.333 – – –
Deutschland VGR5) 100,06) 2.257 – – –
1) Ergebnisse der Verdienststatistik und – für die Gesamtwirtschaft – der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) der Bundesländer. – 2) In % aller in der Verdienstsstatistik erfassten Beschäftig-
ten (bzw. in der VGR laut Fußnote 5: in % aller Arbeitnehmer in Deutschland). – 3) Ohne die nicht erhobene Arbeitszeit der Minijobber. – 4) Minijobber erhalten per se keine Sonderzahlungen (oder 
diese werden auf den Verdienst angerechnet.) – 5) Ergebnis der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen der Bundesländer (Bruttolöhne und -gehälter der Arbeitnehmer – einschließlich aller Beschäfti-
gungsverhältnisse und Einkommens-Sonderzahlungen. Stand: Februar 2008, Westdeutschland einschl. Berlin; Ostdeutschland ohne Berlin). – 6) Jahresdurchschnittliche Anzahl der Arbeitnehmer in allen
Beschäftigungsverhältnissen: 35,291 Millionen.

Quelle: Statistisches Bundesamt 2008b (Verdienststatistik) – Statistische Ämter der Länder 2008 (VGR der Bundesländer) – Berechnungen des Autors.
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spreizung auch innerhalb des Vollzeitbe-
reichs ein weiterer Grund für eine mög-
lichst differenzierte Betrachtung aller
Lohnverhältnisse, der sich die empirische
Forschung immerhin zunehmend widmet
– insbesondere im Zusammenhang mit
dem seit Jahren zunehmenden Niedrig-
lohnsektor (Bosch et al. 2008 auf Basis des
Sozioökonomischen Panels (SOEP) bis
2006). Auch die jüngsten SOEP-Auskünfte
für das Jahr 2007 zeigen, dass die absolute
Zahl der Niedriglohnempfänger weiter
steigt, nicht zuletzt wegen ihres erheblichen
Anteils am aufschwungbedingten Beschäf-
tigtenzuwachs – wenn auch die Niedrig-
lohnquote erstmals konstant bleibt (Bren-
ke 2008).

Die Politik dagegen stellt sich dieser
empirischen Entwicklung bis heute immer
noch nicht ausreichend. So gibt sie sich
z. B. blind und taub gegenüber dem schon
seit Jahrzehnten offenkundigen und anhal-
tenden Problem der Entgeltdiskriminie-
rung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt wie
gegenüber dem jüngeren, aber ebenso

problematischen Entgeltgefälle zwischen
Ost- und Westdeutschland. Und selbst
wenn die Politik im Fall des Niedriglohn-
sektors inzwischen einigermaßen sensibili-
siert worden ist, so bleibt ihre Problembe-
wältigung, etwa mit dem Koalitionskom-
promiss zur „Einführung“ von Mindest-
löhnen, zaghaft, ineffektiv und letztlich
unglaubwürdig (vgl. auch Bispinck/Schul-
ten 2008).

In jedem Fall aber zeigen aus mittelfris-
tiger Sicht alle drei Lohnspreizungsprozes-
se – das Gefälle zwischen den Geschlech-
tern, zwischen Ost und West sowie zwi-
schen „angemessen“ und „niedrig“ – an,
dass relativ oder gar absolut sinkende Löh-
ne kein originärer Jobmotor sind. Sonst
hätten sie schon lange vor dem letzten, von
der Exportnachfrage getriebenen Auf-
schwung mehr Stellen erzeugen müssen
(Kromphardt/Schneider 2008; Gartner/
Klinger 2008).

2
Die personelle Verteilung

2.1 „DER SOZIALSTAAT WIRKT…“

Noch schwerer tut sich die Politik mit Diag-
nose und Therapie der Ungleichheit in der
personellen Verteilung. Dies wurde zuletzt
öffentlich durch die Veränderungen, die
der Dritte Armuts- und Reichtumsbericht
erfuhr aufgrund einer regierungsinternen
Auseinandersetzung zwischen der Vorlage
eines Entwurfs (BMAS 2008a) im Mai des
Jahres und der endgültigen Verabschie-
dung des Textes im Juli durch das gesamte
Kabinett (Bundesregierung 2008). Dabei
waren diese Veränderungen eher margina-
ler Art, gemessen an lange nicht bekannten
und bis heute kaum beachteten Diskrepan-
zen zwischen der regierungsamtlichen Be-
wertung der personellen Verteilungslage
und dem von der Bundesregierung an das
Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung

Tabelle 5: Monatsdurchschnittliche Arbeitseinkommen in Ostdeutschland 2007 (brutto) – 
Ergebnisse der neuen Verdienststatistik1)

Wirtschaftsbereich/ Anteil der Anzahl der Monatsverdienst Monats- Stundenverdienst
Beschäftigungsverhältnis Beschäftigten2) Wochenarbeits- ohne Sonder- Sonderzahlung4) ohne Sonderz. mit Sonderz.

Stunden3) zahlungen
% % Euro Euro Euro Euro

Produzierendes Gewerbe
alle 31,4 39,5 2.231 177 66,5 63,7

Vollzeit Männer 24,8 39,6 2.314 180 66,5 63,6
Frauen 6,6 39,2 1.922 164 69,8 67,8
alle 1,7 28,8 1.249 76 64,4 61,6

Teilzeit Männer 0,3 27,6 1.685 153 80,4 78,3
Frauen 1,4 29,1 1.156 60 60,5 57,5
alle 1,3 – 252 – – –

Minijob3)4) Männer 0,6 – 249 – – –
Frauen 0,7 – 255 – – –

Dienstleistungen
alle 38,0 39,4 2.313 155 75,6 72,4

Vollzeit Männer 20,7 39,8 2.359 164 70,8 67,2
Frauen 17,3 39,0 2.258 143 86,4 84,0
alle 18,2 28,3 1.456 84 84,0 82,3

Teilzeit Männer 2,2 28,4 1.459 74 83,5 82,1
Frauen 16,0 28,3 1.456 85 84,0 82,4
alle 9,4 – 182 – – –

Minijob3)4) Männer 3,7 – 178 – – –
Frauen 5,7 – 185 – – –

Insgesamt
Ostdeutschland 100,0 37,0 1885 147 72,2 69,1
Deutschland – 35,7 2345 299 – –
Zum Vergleich VGR:7)

Ostdeutschland VGR7) 14,4 18077) – – –
Deutschland VGR7) 100,08) 22577) – – –
1) Ergebnisse der Verdienststatistik und – für die Gesamtwirtschaft – der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) der Bundesländer. – 2) In % aller in der Verdienstsstatistik erfassten Beschäftig-
ten (bzw. in der VGR laut Fußnote 6: in % aller Arbeitnehmer in Deutschland laut VGR). – 3) Ohne die nicht erfasste Arbeitszeit der Minijobber. – 4) Minijobber erhalten per se keine Sonderzahlungen
(oder sie werden auf den Verdienst angerechnet.) – 5) In % des jeweiligen westdeutschen Verdienstniveaus. – 6) Ergebnis der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen der Bundesländer (Bruttolöhne
und -gehälter der Arbeitnehmer – einschließlich aller Beschäftigungsverhältnisse und Einkommens-Sonderzahlungen. Stand: Februar 2008, Westdeutschland einschl. Berlin; Ostdeutschland ohne Berlin).
– 7) Jahresdurchschnittliche Anzahl der Arbeitnehmer in allen Beschäftigungsverhältnissen: 35,291 Millionen.

Quelle: Statistisches Bundesamt 2008b (Verdienststatistik) – Statistische Ämter der Länder 2008 (VGR der Bundesländer) – Berechnungen des Autors.
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(DIW) et al. in Auftrag gegebenen empiri-
schen Hauptgutachten (DIW et al. 2007),
das trotz seiner Ablieferung schon im De-
zember letzten Jahres von der Bundesregie-
rung erst im August 2008 veröffentlicht
wurde. Diese Diskrepanzen – die teilweise
Widersprüchen gleichkommen – betreffen
das Ausmaß der bestehenden Verteilungs-
ungleichheit, ihre ungebrochene Dynamik
in den letzten Jahren, die Analyse ihrer Ur-
sachen und die Bewertung von Gegenmaß-
nahmen (so ähnlich auch – spät, aber im-
merhin – die Kritik der Bundestagsfraktion
von Bündnis90/Die Grünen 2008).

Dem aufmerksamen Leser konnte
schon bei der Lektüre des Berichtsentwurfs
auffallen, dass sich sein Text weitgehend auf
die EU-weit neu eingeführte Verteilungs-
statistik EU-SILC6 bezieht, der Datenan-
hang aber im Text unkommentierte Anga-
ben des deutschen Sozioökonomischen 
Panels (SOEP) enthält. Nach Letzterem je-
doch ist in Deutschland 2005 die Armuts-
quote von allen Personen (darunter Kinder
bis 15 Jahre) mit 18 % (26 %) deutlich hö-
her als in EU-SILC mit 13 % (12 %); und
sie steigt laut SOEP von 11,8 % im Jahr
1999 bis 2005 kontinuierlich. Dagegen
kann EU-SILC mit bisher nur zwei Erhe-
bungsjahren 2005 und 2006 zur Armuts-
dynamik eigentlich kaum etwas aussagen.
Trotzdem betont die Bundesregierung im
Berichtstext mehrfach den „amtlichen“
Charakter dieser Statistik und suggeriert
damit eine besondere Verlässlichkeit, ob-
wohl auch ihr die methodische Kritik an
EU-SILC bekannt sein muss (z. B. von
Hauser 2008 oder DIW et al. 2007, S. 27).
Mit anderen Worten: Die Bundesregierung

stellt Ausmaß und Entwicklung von Armut
– und darüber hinaus die ganze Vertei-
lungssituation – entgegen ihrer faktischen
Dramatik entschärft dar. Dagegen bekräf-
tigt eine jüngste Analyse der OECD (2008a)
diese Dramatik für den deutschen Fall ins-
besondere seit 2000 auch noch einmal im
internationalen Vergleich: Die Ungleich-
heit ist seit 2000 in Deutschland unter allen
OECD-Ländern am stärksten gestiegen.
Das Wort „dramatisch“ zur Bewertung die-
ser Entwicklung wird übrigens auch vom
DIW et al. benutzt (2007, S. IV und VI).

Noch auffälliger werden, wie gesagt, die
Diskrepanzen zwischen dem Berichtstext
und dem zugrundeliegenden empirischen
Gutachten, die hier im Detail nicht weiter
aufgegriffen werden sollen. Mit einer Aus-
nahme: Das Fazit des Berichts lautet: „Der
Sozialstaat wirkt“ (so z. B. BMAS 2008b) –
was offenbar heißen soll, das Armutsprob-
lem werde erfolgreich bewältigt.

Dem stehen jedoch die oben zitierten
Gutachten und andere neu verfügbare Da-
ten zur Verteilungsentwicklung entgegen,
die wie frühere schon eine sich seit den
1990er Jahren und insbesondere seit 2000
verschärfende Ungleichheit bei Marktein-
kommen wie verfügbaren Einkommen bis
zum Beginn des Aufschwungs konstatie-
ren.7 Diesen Trend aber hat der Sozialstaat
nicht nur nicht zu verhindern gewusst, er
hat ihn teilweise selbst verstärkt durch Ein-
schränkungen seiner Leistungen und Um-
verteilung seiner Finanzierungslasten. Pro-
minente ältere Beispiele für beides sind be-
kanntlich die Einführung von Hartz IV
oder die Rot-Grünen-Steuerreformen, de-
ren die Ungleichheit verstärkende Wirkung

auch vom DIW et al. (2007, S. IVf.) er-
wähnt wird. Eine eingehende Auseinander-
setzung mit den von der Politik selbst ge-
machten Verteilungsverschärfungen gerade
auf der Finanzierungsebene des Sozial-
staats findet jedoch weder dort statt noch
in einem weiteren kürzlich erst veröffent-
lichten Gutachten des Rheinisch-Westfäli-
schen Instituts für Wirtschaftsforschung
(RWI 2007) für den Dritten Armuts- und
Reichtumsbericht. Deshalb dazu hier eini-
ge Argumente zur „ungerechten“ Einnah-
meseite des Staates8:

2.2 „… DOCH NICHT SO GUT“

Schon Tabelle 3 dieses Berichts ist ein „dop-
pelter“ Sozialstaats-Indikator: Er zeigt ei-
nerseits an, wie stark im Durchschnitt „Ar-
beit“ und „Kapital“ bzw. die entsprechen-
den Einkommen aus diesen Quellen mit
Abgaben belastet sind. Er signalisiert gleich-
zeitig sehr unterschiedliche Beiträge zur Fi-
nanzierung des Sozialstaats von hinter die-
sen Einkommensquellen stehenden gesell-
schaftlichen Gruppen, da die sogenannte
Querverteilung in Deutschland zugunsten
von aktiven und ehemaligen Arbeitneh-

6 European Union Statistics on Income and Living
Conditions.

7 So zuletzt neben OECD 2008a auch Goebel/Krau-
se 2007; Krause 2008 und Grabka/Frick 2008.

8 Für die Ausgabenseite sei nur die ungleiche Chan-
cenverteilung bei Bildung (PISA) vermerkt – oder
sogar die auch im internationalen Vergleich unzu-
reichende Transfergestaltung bei der Armuts-
bekämpfung (IZA et al. 2008).

Tabelle 6: Die gesamte Steuerlastverteilung in Deutschland – in % –
1960 1970 1980 2000 2005 2006 2007 20087) 20097)

Anteil der „Massensteuern“ am gesamten Steueraufkommen
Lohnsteuer1) 2) 11,8 22,8 30,6 31,6 28,0 26,7 26,0 27,1 28,1
Umsatz- und Verbrauchssteuern3) 21,7 17,4 25,6 34,3 36,2 34,9 35,9 35,9 35,7
Mineralöl- bzw. Energiesteuer4) 3,0 7,5 5,8 8,2 8,9 8,2 7,2 7,2 7,0
Zusammen 37,5 47,7 62,0 74,1 73,1 69,8 69,1 70,2 70,8

Anteil der Gewinnsteuern am gesamten Steueraufkommen
Veranlagte Einkommensteuer1) 5) 13,5 10,4 10,1 2,9 2,4 3,9 4,9 5,7 4,8
Nicht veranlagte Steuer v. Ertrag1) 1,2 1,3 1,2 2,9 2,3 2,5 2,7 2,8 3,6
Körperschaftsteuer1) 9,5 5,7 5,8 5,1 3,8 5,0 5,0 3,6 3,7
Gewerbesteuern 10,5 7,9 7,8 5,8 7,1 7,9 7,5 6,2 6,6
Zinsabschlag1) – – – 1,6 1,6 1,6 2,2 2,4 2,0
Zusammen 34,7 25,5 24,9 18,3 17,2 20,2 22,3 20,7 20,7

Anteil der sonstigen Steuern am gesamten Steueraufkommen
Zusammen 27,8 27,1 13,1 7,6 9,7 10,0 8,6 9,1 8,5
1) Einschließlich Solidaritätszuschlag. – 2) Nach Abzug des seit 1996 aus dem Lohnsteueraufkommen gezahlten Kindergeldes (2007: 34,2 Mrd. €) und der Altervorsorgezulage für die Riesterrente 
(2007: 1,1 Mrd. €). – 3) Ausgewählte Verbrauchsteuern: Strom-, Tabak-, Branntwein-, Kaffeesteuer. – 4) 2006 Bemessungsgrundlage erweitert (mit geringfügigen Auswirkungen auf das Steuerauf-
kommen) und umbenannt in Energiesteuer. – 5) Nach Abzug der aus dem Aufkommen der veranlagten Einkommensteuer gezahlten Investitionszulagen, Eigenheimzulagen und Erstattungen an Arbeit-
nehmer (2007 zusammen 25,7 Mrd. €). – 6) Ab 2009 einschließlich Abgeltungssteuer. – 7) Prognose des Arbeitskreises Steuerschätzung.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen/Arbeitskreis Steuerschätzung (Mai 2008) – Berechnungen des Autors.
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mern mit ihren Familien, d.h. der Bezug
auch von Kapitaleinkommen neben den
von Lohn oder Lohnersatzleistungen, ge-
ring ausgeprägt ist (so auch DIW et al.,
S. 36).

Das Tragen ungleicher Finanzierungs-
lasten wird noch deutlicher bei Analyse des
gesamten Steueraufkommens, einschließ-
lich aller direkten und indirekten Steuern,
wie in diesem Bericht bereits öfter gesche-
hen (Tabelle 6). Danach tragen die Mas-
sensteuern seit Langem über zwei Drittel
des fiskalischen Finanzbedarfs, also die
Lohnsteuer von Arbeitnehmern und Rent-
nern bei der Entstehung ihrer Einkommen
sowie die Verbrauchsteuern bei der Veraus-
gabung ihrer verbleibenden Einkommen.
Dagegen ist der Finanzierungsanteil der
Gewinnsteuern – gezahlt von Betrieben,
Selbstständigen und hohen Einkommen
aus Arbeit und Vermögen – auf nur noch
rund ein Fünftel gesunken.

Mit diesen Zahlen setzt sich die Politik,
erst recht in ihren Armuts- und Reich-
tumsberichten, wohlweislich nicht ausei-
nander. Stattdessen betont sie ausweichend
immer wieder gern die „gerechte“ Steuer-
lastverteilung durch die Einkommensteuer
einschließlich der Lohnsteuer als einer
technischen Form der Einkommensteuer
(BMF 2008b). Dabei ist Hauptargument,
dass die 10 % der Steuerpflichtigen mit den
höchsten Einkommen über 50 % des Auf-
kommens der Einkommensteuer schul-
tern. Dieses rechnerische Ergebnis aus der
Einkommensteuerstatistik 2004 – dem
letzten Veröffentlichungsjahr – wird je-
doch nicht mit seinen überaus problemati-
schen inhaltlichen Rahmenbedingungen
verknüpft. Dies sind unter anderem:

Die Einkommensteuerstatistik erfasst
unter dem Begriff Steuerpflichtige auch die
vielen zusammen veranlagten Ehepaare.
D.h. in den 10 % der Steuerzahler an der
„Spitze“, die Einkünfte ab rd. 65.000 Euro
im Jahr aufweisen, sind auch viele beider-
seits erwerbstätige Ehepaare mit der Sum-
me ihrer Erwerbseinkünfte enthalten, die
z. B. aus zwei Mal 30.000 Euro oder 20.000
plus 40.000 Euro zusammengesetzt sein
kann. Solche „Doppelverdiener“ sind je-
doch im landläufigen Sinn mit ihrem je-
weiligen individuellen Einkommen eher
zur Mittelschicht und nicht zur Einkom-
mensspitze zu rechnen. Dass sie zusammen
mit Letzteren trotzdem den größten Teil
des Einkommensteueraufkommens von
2004 innerhalb der erwähnten 10 %-Grup-
pe erbringen, verwischt das große Einkom-

mensspektrum dieser Gruppe und ver-
schleiert zugleich ein systemimmanentes
Problem der Einkommensteuer: Einerseits
belastet sie die Einkünfte von zusammen
Veranlagten wie von allein Verdienenden
im Mittelstand wegen der Steuerprogres-
sion bis zur Einkommensschwelle für den
Spitzensteuersatz (heute rund 52.000 €)
relativ rasch und stark, was zurecht als
„Mittelstandsbauch“ kritisiert wird. Ande-
rerseits entlastet sie die wirklich hohen Ein-
kommen in der Einkommenspyramide we-
gen des mehrfach herabgesetzten Spitzen-
steuersatzes relativ deutlich.

Zudem gehen in die Zahlen von 2004
noch nicht alle Entlastungseffekte „oben“
aus der erst 2005 vollendeten Rot-Grünen
Steuerreform ein. Außerdem steht mit der
Abgeltungssteuer eine weitere Entlastung
besonders hoher Einkommen noch bevor,
weil diese Steuer große Teile von Vermö-
genserträgen aus der Bemessungsgrundla-
ge der Einkommensteuer herausnimmt
und begünstigt und so zugleich die Pro-
gressionswirkung auf die verbleibenden
einkommensteuerpflichtigen Einkommen
abschwächt. Schließlich weist die Einkom-
mensteuerstatistik nur die deklarierten
Einkünfte aus – die bekanntlich mit stei-
gendem Einkommen häufig mit einer zu-
nehmenden und unversteuerten „ver-
schwiegenen Lücke“ zu den tatsächlichen
Einkünften einhergehen, woran die Liech-
tensteiner Steuerhinterziehungsaffäre wie-
der einmal erinnert hat. Und noch ein 
Hinweis ist nötig: Auch der untere Ein-
kommensrand mit den fehlenden oder
marginalen Einkommensteuerlasten wird
einseitig bewertet, so lange seine gleichzei-
tige Abgabenlast mit Sozialversicherungs-
beiträgen vom ersten verdienten Euro an
außer Betracht bleibt. Diese Last ist in
Deutschland für untere Einkommen be-
kanntlich besonders ausgeprägt, worauf
jüngst erneut die OECD (2008b) hingewie-
sen hat.

3
Trendwende bei der 
Ungleichheit?

Nun wird solche Kritik an der Abgaben-
lastverteilung wie an der Umverteilung des
Staates generell scheinbar relativiert durch
die jüngste Meldung einer „Trendwende
bei der Armut“ – so die Überschrift eines
Artikels in „Die Zeit“ (Rudzio 2008) über

die erst kürzlich verfügbaren SOEP-Aus-
wertungen des DIW für das Jahr 2006
(Frick/Grabka 2008). Danach ist die relati-
ve Armutsquote der Gesamtbevölkerung in
der Abgrenzung der EU-Laeken-Indika-
toren erstmals seit Langem wieder gesun-
ken, und zwar auf 16,5 % nach 18,0 % im
Jahr 2005 „wegen des Beschäftigungsauf-
schwungs“. Die öffentliche Präsentation
bzw. Rezeption der zugrunde liegenden
DIW-Analyse weist aber zu ihrem Inhalt
ähnliche Diskrepanzen auf, wie sie oben
schon zwischen dem Dritten Armuts- und
Reichtumsbericht der Bundesregierung
und Fakten von anderer Seite angespro-
chen wurden.

Wichtig ist zwar der DIW-Hinweis,
dass die verminderte relative Armutsquote
über eine Million weniger Personen in Ar-
mut bedeutet, dieser „Sektor“ also auch ab-
solut schrumpft – im Gegensatz zu den ab-
solut weiter steigenden Zahlen von Bezie-
hern im Niedriglohnsektor laut einer an-
deren DIW-Untersuchung (Brenke 2008).
Aber: Von einer eindeutigen Trendumkehr
sprechen die DIW-Autoren Frick/Grabka
zu Recht nicht, weil sie den kommenden
Abschwung mit einer Wiederverschärfung
der Verteilungslage schon im Blick haben –
und vor allem, weil sie nach wie vor be-
denklich stimmende andere Verteilungsin-
dikatoren referieren. Beispielsweise stag-
nieren trotz Aufschwung die durchschnitt-
lichen realen Markteinkommen der priva-
ten Haushalte (Frick/Grabka 2008, S. 558)
wie ihre Nettoeinkommen von 2003 bis
2006 (ebd. S. 563). Folglich hat die öffent-
liche Umverteilung zumindest keinen posi-
tiven Beitrag zur divergierenden Einkom-
mensentwicklung der Privaten geleistet
(ebd. S. 553), ist die „verdeckte Arbeitslo-
sigkeit“ auch 2006 „nahezu unverändert“
geblieben (ebd. S. 595). Die Betroffenheit
der Haushalte durch Arbeitslosigkeit ist
2006 gemessen an ihrer Dauer auf den
„höchsten bislang gemessenen Wert“ ge-
stiegen bzw. die Arbeitslosigkeit hat sich in
betroffenen Haushalten „verfestigt“ (ebd.
S. 562). Zur Armutsentwicklung selbst heißt
es: Auch eine Armutsquote von 16,5 % be-
deutet immer noch 4 Mio. mehr Arme als
zu Beginn der Ungleichheitsentwicklung
1998 (ebd. S. 564); und die dauerhafte Ar-
mut darunter ist auch 2006 weiter gestiegen
(ebd. S. 565).

Doch an dieser Stelle muss noch einmal
ein grundsätzliches Defizit der an den Lae-
ken-Indikatoren orientierten Armutsmes-
sung erwähnt werden, das sich vor allem
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aus dem Bezug zum Einkommensmedian
ergibt. Der Median – und die davon als
Prozentsatz abgeleitete Armutsschwelle –
wird nur von den 50 % der Einkommens-
bezieher in der unteren Hälfte der Einkom-
menspyramide mit niedrigen Einkommen
bestimmt; die Höhe und die Entwicklung
der Einkommen oberhalb des Medians bei
den übrigen 50 % der Einkommensbezie-
her beeinflussen den Median überhaupt
nicht. Das heißt: Selbst wenn die Armuts-
quote fällt – weil die unteren Einkommen
z. B. wegen mehr Beschäftigungsgelegen-
heit näher an die mittleren heranrücken –,
können die Einkommen oberhalb des Me-
dians denen darunter weit enteilen. Die
Nicht-Messung dieses Polarisierungsprob-
lems kann sich verschärfen, wenn das Ein-
kommen der Mittelschicht sinkt und in der
Folge der Median auch. Dann fällt die me-
dianbezogene Armutsschwelle und damit
auch die unter dieser Schwelle mit ihren
Einkommen angesiedelte Zahl der „gemes-
senen“ Armen, obwohl gleichzeitig sogar
der Niedriglohnsektor oder die Arbeitslo-
sigkeit ausgeweitet sein kann.

Genau das aber ist zuletzt faktisch ein-
getreten: Das Absinken des Medians bei
den verfügbaren Einkommen der privaten
Haushalte „um knapp 4 %“ seit 2003 laut
Frick/Grabka 2008 (S. 563) – mit allen Un-
schärfefolgen für die Interpretation der ge-
meldeten 1,5 Prozentpunkte weniger bei
der relativen Armutsquote im Vorjahres-
vergleich. Frick/Grabka „verstecken“ leider
diese Information in einer Fußnote und
problematisieren sie auch nicht. Die Ab-
koppelung zwischen „oben“ und „unten“,
oder in anderen Worten: die steigende 
gesellschaftliche Spaltung, ist aber das ei-
gentliche Problem. Die offizielle operatio-
nale Armutsmessung in der Europäischen 
Union ist also mit dem übergeordneten
EU-Ziel „Vermeidung von sozialem Aus-
schluss“ eigentlich nicht vereinbar. Deshalb
reicht der Blick auf die Entwicklung der re-
lativen Armutsquote allein bei Weitem
nicht aus.9 Und schon gar nicht trägt die
politische Hoffnung, dass der Aufschwung
spätestens 2007 eine wirkliche Trendwende
bei der Ungleichheit schafft; denn 2008 be-
ginnt schon der Abschwung.

Zusammengefasst: Der Sozialstaat wirkt
zwar – ohne ihn wäre z. B. die Armutsquo-
te noch deutlich größer, worauf die Bun-
desregierung zu Recht hinweist. Aber er
wirkt nicht mehr so wie früher bzw. hält
den Anstieg von Armut und Ungleichheit
nicht wirksam auf (so auch DIW et al.

2007; Goebel/Krause 2007; Krause 2008).
Da der Sozialstaat einen Teil der Ungleich-
heit sogar selbst produziert hat, muss er
sich mehr denn je fragen lassen, auch ange-
sichts seiner geschilderten Beschönigungs-
versuche, ob er denn überhaupt weniger
Ungleichheit will.

4
Trendwende in der Politik?

Über viele Jahre hinweg gab es für diesen
Willen jedenfalls wenig Anzeichen. Im Ge-
genteil: Die empirischen Daten zur Vertei-
lungssituation sind immer besser gewor-
den; und trotzdem hat sich die Hoffnung
nicht erfüllt, dass mehr empirische Trans-
parenz über Ungleichheit auch mehr öf-
fentlichen Druck auf die Politik zur nach-
haltigen Korrektur solcher Entwicklungen
erzeugt. Etliche politische Entscheidungen
gerade der jüngsten Vergangenheit haben
die Ungleichheit sogar zusätzlich vergrö-
ßert bzw. werden sie weiter verstärken: Die
Mehrwertsteuererhöhung, die Unterneh-
mensteuerreform und bald auch die Erb-
schaftssteuer, die Rente mit 67 und andere
rentenpolitische Maßnahmen, der Verzicht
auf einen flächendeckenden Mindestlohn
bei gleichzeitig bevorstehender voller Ar-
beitnehmerfreizügigkeit in der EU. Im Ver-
gleich dazu sind die beschlossenen oder 
geplanten Verbesserungen von Sozialleis-
tungen und Infrastruktur unterdimensio-
niert, halbherzig oder bloße Absichtser-
klärungen geblieben: Beispielsweise wer-
den die versprochenen Bildungsinvestitio-
nen von den Ländern verschleppt, die
Mindestlöhne auf Branchenebene – ohne-
hin per se unzulänglich – von der Bundes-
regierung intern blockiert, das Kindergeld
nur um 10 € bzw. 16 € ab dem dritten
Kind erhöht, womit noch nicht einmal die
Preissteigerungen seit der letzten Kinder-
geldanpassung ausgeglichen sind.

Dieses (Nicht)Verhalten gegenüber Un-
gleichheiten hat immer noch mit politisch
„wichtigeren“ Kriterien zu tun als der Un-
gleichheit selbst und ihren Folgen. Dazu
zählen „abgeleitete“ Kriterien wie ein aus-
geglichener Staatshaushalt und „funda-
mentale“ Kriterien der neoliberalen Posi-
tion zu Marktgläubigkeit und Staatsfeind-
lichkeit. In diesem Rahmen dominiert 
bislang immer noch der Glaube des politi-
schen Mainstreams, dass ökonomische Ef-
fizienz vor sozialer Gerechtigkeit vorrangig

sei, weil beide vermeintlich ein Konflikt-
verhältnis aufweisen. Dass aber aufgrund
ausländischer Erfahrung genau das Gegen-
teil gilt, darunter ein proportionaler Zu-
sammenhang zwischen Binnennachfrage –
und dahinter: einer relativ gleichmäßigen
Verteilung – sowie Wachstum, besagen 
viele wissenschaftliche Analysen seit Lan-
gem.10

Aber auch diese positiven ausländi-
schen Erfahrungen scheinen – jedenfalls
bis vor Kurzem – in Deutschland keine po-
litische Kritikfähigkeit an der eigenen an-
gebotsorientierten Linie erzeugt zu haben.
Diese Kritikfähigkeit soll nun aber durch
den Schock der weltweiten Finanzkrise
plötzlich eingetreten sein? Etliche Zeitge-
nossen beantworten diese Frage aktuell
nicht nur mit „ja“; sie sehen den Neolibe-
ralismus als Schuldigen und die politische
Umkehr schon vollzogen, angesichts der
politischen Reaktion auf die Finanzkrise
und anlässlich einer „kongenialen“ Nobel-
preis-Verleihung an den Neoliberalismus-
Kritiker Paul Krugman – so z. B. überra-
schend auch der Herausgeber der FAZ,
Frank Schirrmacher (2008).

Doch sind diese Stimmen nicht viel-
leicht voreilig? Zumindest haben sie nicht
alle Fragen gestellt und schon gar nicht
Antworten parat zu den Konsequenzen der
Finanzmarktkrise. Dazu gehören z. B. die
Fragen: Geht es nur um eine bessere (ex
post) Kontrolle der Finanzmärkte, um po-
litische (ex ante) Lenkung der Kapital-
märkte oder nicht sogar generell um eine
die Kapitalmärkte einschließende größere
„neue moralische Wirtschaftsordnung“? –
so immerhin auch Schirrmacher. Ist denn
der für die Finanzmarktkrise verantwort-
lich gemachte Neoliberalismus nicht auch
für die Ungleichverteilung ursächlich? Wa-
ren es nicht auch die Ungleichheit und da-
rin der Reichtum, erzeugt von „Markt-
Gier“ ebenso wie von Politikkonzepten,
die die Aktien- und Immobilienblasen, die
Unternehmensübernahmen, die Global-
Player-Exzesse und vor allem die Spekula-
tion bis heute angetrieben haben? Und
letztlich: Wieviel Abbau der Ungleichheit

9 Die Kritik am Messkonzept mit Medianbezug gilt
übrigens auch analog für die Bestimmung von
Niedriglohnschwelle und Niedriglohnsektor.

10 Siehe zuletzt im internationalen Vergleich Priewe
2007; Auer 2008; Bofinger 2008; Schmid 2008;
Horn et al. 2008.
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ist nötig, damit sie von einer destabilisie-
renden Kraft zu einem stabilisierenden
Faktor wird? 

Man muss auf die konkreten Antwor-
ten vor allem der Politik weiter gespannt
bleiben – auch wenn es allgemeine schon

reichlich gibt.11 Das Zögern der Politik, ne-
ben der Finanzmarktkrise auch die Real-
marktkrise, sprich: den Abschwung zu
bekämpfen, nährt jedenfalls die Skepsis ge-
genüber „guten“ Antworten und „besse-
ren“ (verteilungspolitischen) Konzepten.

11 So z. B. lt. BMF 2008c der Bundesfinanzminister in
seiner Rede vor dem Bundestag am 15.10.2008:
„Nach der Finanzmarktkrise… werde sich viel ver-
ändern, das Verhältnis von Markt und Staat kön-
ne neu ausbalanciert werden“. So ähnlich auch
wenig später der NRW-Ministerpräsident Rüttgers
(2008).
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